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Rechtliche Betreuung der Bürger 
in Feierabend- und Pflegeheimen

Die Betreuung der Bürger in den Feierabend- und Pflege­
heimen, mit der u. a. das Recht der Bürger der DDR auf 
Fürsorge der Gesellschaft im Alter und bei Invalidität 
gewährleistet wird (Art. 36 der Verfassung), umfaßt ihre 
materielle, medizinische, soziale und kulturelle Versor­
gung und Betreuung. Ziele und Grundsätze dieser Für­
sorge wurden in der VO über Feierabend- und Pflege­
heime vom 1. März 1978 (GBl. I Nr. 10 S. 125) festgelegt. 
Die Realisierung der Fürsorge für die alten und pflege­
bedürftigen Bürger schließt auch deren rechtliche Betreu­
ung ein.

Ausgehend von dieser Erkenntnis wurden bereits im 
August 1976 zwischen dem Bezirksgericht Magdeburg und 
dem Rat des Bezirks Magdeburg, Abteilung Gesundheits­
und Sozialwesen, Maßnahmen festgelegt, um die Unter­
stützung der Bürger in den Feierabend- und Pflegeheimen 
bei der Wahrnehmung ihrer rechtlichen Angelegenheiten 
weiter zu verbessern.

Über die Ergebnisse, die dabei erreicht worden sind, 
soll im folgenden berichtet werden:

Die Bürger in den Feierabend- und Pflegeheimen er­
warten in rechtlichen Fragen vor allem dann Unterstüt­
zung, wenn sie erbrechtliche Fragen oder Grundstücksan­
gelegenheiten zu klären haben. Deshalb wurde zwischen 
den Abteilungen Gesundheits- und Sozialwesen der Räte 
der Kreise und dem jeweiligen Staatlichen Notariat bzw. 
zwischen dem Staatlichen Notariat und den Leitern der 
Heime festgelegt, wie die bisher schon bestehende lose 
Zusammenarbeit bei der rechtlichen Betreuung der Bürger 
in den insgesamt 91 Heimen des Bezirks Magdeburg kon­
kret ausgestaltet und kontinuierlich verbessert werden 
kann.

Bereits bei der Aufnahme eines neuen Heimbewohners 
hat der Heimleiter Gelegenheit, in einem persönlichen Ge­
spräch zu erfahren, welche Probleme der Bürger bei der 
Klärung' seiner persönlichen Angelegenheiten hat. Diese 
Fragen werden im Einverständnis mit dem Heimbewoh­
ner dem Notar zugeleitet, der entsprechend tätig wird, 
wenn das im Interesse des Bürgers erforderlich ist.

Eine große Erleichterung für die älteren Bürger stellen 
die Sprechstunden oder Sprechtage dar, die die Notare 
direkt in den Heimen durchführen. Hier erhalten die Bür­
ger Auskünfte über rechtliche Fragen, es werden aber 
auch notarielle Handlungen, wie z. B. Beglaubigungen von 
Unterschriften oder die Beurkundung von Verträgen über 
den Verkauf von Grundstücken an andere Bürger vorge­
nommen. Durch den ständigen Kontakt des Notars zu den 
Heimbewohnern wird es diesen erleichtert, ihre rechtlichen 
Angelegenheiten vorzubringen und sie ggf. gleich sachkun­
dig klären zu lassen. Bewährt haben sich in diesem Zu­
sammenhang auch zwanglose Aussprachen, die von den 
Notaren zusätzlich oder aber im Anschluß an die Sprech­
stunden mit kleineren Gruppen interessierter Heimbewoh­
ner durchgeführt werden. An diesen Aussprachen betei­
ligen sich oft auch die Mitarbeiter der Heime. Bei diesen 
gemeinsamen Veranstaltungen haben die Heimbewohner 
Gelegenheit, sich z. B. über die Überlassung von Grund­
stücken an Angehörige, über die Errichtung, Aufbewah­
rung und Benutzung von Sparbüchern, über die Errichtung 
von Testamenten oder über den Abschluß von Rechtsge­
schäften des Alltags zu informieren.

Die enge Zusammenarbeit des Notars mit den Mitarbei­
tern der Heime ist für eine gute rechtliche Betreuung der 
Bürger sehr nützlich, denn die Mitarbeiter der Heime kön­
nen den älteren und pflegebedürftigen Bürgern Hilfe und 
Unterstützung bei der Besorgung ihrer rechtlichen Angele­
genheiten geben (z. B. bei der Formulierung von Anträgen,

der Einholung von Auskünften, der Zuleitung von Unter­
lagen an staatliche Organe).

Um ihre Aufgaben bei der Betreuung der Bürger auch 
auf diesem Gebiet möglichst gut zu erfüllen, vertiefen 
auch die Mitarbeiter der Heime auf bestimmten Gebieten 
ihre Rechtskenntnisse. Das geschieht im Bezirk Magde­
burg mit unterschiedlichen Methoden. In den Kreisen füh­
ren die Notare mit den Mitarbeitern der Heime Schulun­
gen durch. Auf Bezirksebene werden auf Initiative der 
Abt. Gesundheitswesen beim Rat des Bezirks auch die ver­
antwortlichen Sachgebietsleiter der entsprechenden JTach- 
abteilungen der Räte der Kreise in die Schulungen einbe­
zogen.

In speziellen Schulungen werden u. a. durch den Justi­
tiar der Fachabteilung Rechtsprobleme behandelt, die für 
die Tätigkeit der Heimleiter bzw. der Mitarbeiter der 
Heime von Bedeutung sein können, wie z. B. die Voraus­
setzungen und das Formulieren eines Nottestaments, die 
Erfordernisse für die Beglaubigung von Unterschriften, In­
halt und Umfang der Handlungsfähigkeit von Bürgern, 
Rechtswirkungen von Pflegschaften für geistig und kör­
perlich gebrechliche Bürger (§ 105 FGB), Voraussetzungen 
für die Bestellung von Pflegern.

Durch die Schulungen konnte erreicht werden, daß die 
Heimleiter wissen, wie sie sich bei Anfragen der Bürger zu 
verhalten haben und wann sie Fragen und Probleme an 
den Notar weitervermitteln müssen.

In einigen Kreisen werden in die Schulungen auch 
Gemeindeschwestern und Fürsorgerinnen einbezogen, weil 
gerade diese Mitarbeiterinnen des Gesundheitswesens 
einen sehr engen Kontakt zu vielen älteren oder pflege­
bedürftigen Bürgern haben, die sich nicht in Heimen auf­
halten. Oft werden auch sie in Rechtsfragen um Rat und 
Hilfe gebeten, und sie müssen entweder selbst Rat geben 
oder den Beistand der Staatlichen Notariate vermitteln. 
Das betrifft vor allem die Errichtung von Testamenten, die 
Voraussetzungen für Nottestamente, die Sicherung des 
Eigentums hilflos oder gebrechlich gewordener Bürger und 
die Nachlaßsicherung.

Solche Veranstaltungen werden in einigen Kreisen auch 
mit der Volkssolidarität durchgeführt, weil diese ja be­
kanntlich gleichfalls eine große Anzahl von Helfern für 
die Betreuung älterer bzw. pflegebedürftiger Bürger ein­
setzt. Eventuell können aus diesem Kreis auch Gebrech- 
lichkeits- oder Nachlaßpfleger gewonnen werden.

Durch solche Veranstaltungen sowie durch die Teil­
nahme des Justitiars der Fachabteilung an Stützpunkt­
beratungen der Notare konnte eine gute und kontinuier­
liche Zusammenarbeit zwischen den Staatlichen Notaria­
ten und den Mitarbeitern in den Abteilungen Gesundheits­
und Sozialwesen sowie in den Feierabend- und Pflege­
heimen erreicht werden, die eine noch bessere rechtliche 
Betreuung der älteren und gebrechlichen Bürger in den 
Feierabend- und Pflegeheimen sichert.

HANNELORE HEUSINGER,
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Hinweis
Für Interessenten besteht kurzfristig noch die Möglichkeit, Restbestönde der 
Materialien der internationalen wissenschaftlichen Konferenz des Instituts 
für Theorie des Staates und des Rechts an der Akademie der Wissen­
schaften der DDR zum Thema ,

„Die Krise der bürgerlichen Demokratie und der bürgerlichen Demo­
kratielehren in der Gegenwart"

In zwei Bänden zum Preis von 15 M zu erwerben.
Bestellungen sind an das Sekretariat von Prof. Dr. Karl-Heinz Röder, 

Institut für Theorie des Staates und des Rechts an der Akademie der 
Wissenschaften der DDR, 108 Berlin, Otto-Nuschke-Str. 10/11, zu richten.


